
 

 Pensionszusagen an Gesellschafter-Geschäftsführer 
Schreiben des Bundesmin. der Finanzen vom 9.12.2002 – IV A2 – S 2742 – 68/02 

Im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder gilt zur steuerlichen Behandlung einer 
Pensionszusage an einen Gesellschafter-Geschäftsführer Folgendes: 

1.  Unverfallbarkeit 

Vereinbarungen über eine Unverfallbarkeit in Zusagen auf Leistungen der betrieblichen Altersversorgung an 
Gesellschafter-Geschäftsführer einer Kapitalgesellschaft sehen häufig abweichend von den Regelungen im 
Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung (BetrAVG) vor, dass dem Berechtigten eine 
sofortige Unverfallbarkeit der zugesagten Ansprüche eingeräumt wird. Eine derartige Vereinbarung ist 
grundsätzlich für sich genommen nur dann nicht als durch das Gesellschaftsverhältnis veranlasst anzusehen, 
wenn es sich um eine sofortige ratierliche Unverfallbarkeit handelt. Bei einem Anspruch auf betriebliche 
Altersversorgung durch Entgeltumwandlung ist nicht zu beanstanden, wenn sich die Unverfallbarkeit nach § 2 
Abs. 5a BetrAVG richtet. 

Ist die Zusage danach als durch das Gesellschaftsverhältnis veranlasst anzusehen, liegt bei einem vorzeitigen 
Ausscheiden des Berechtigten auf der Ebene der Gesellschaft eine verdeckte Gewinnausschüttung insoweit vor, 
als der Rückstellungsausweis für die Verpflichtung nach § 6a EStG den Betrag übersteigt, der sich bei einer 
sofortigen ratierlichen Unverfallbarkeit ergeben würde. Bei Zusagen an beherrschende 
Gesellschafter-Geschäftsführer ist zur Ermittlung des Betrags, der sich bei einer sofortigen ratierlichen 
Unverfallbarkeit ergeben würde, nicht der Beginn der Betriebszugehörigkeit, sondern der Zeitpunkt der Zusage 
maßgebend. Auf die verdeckte Gewinnausschüttung sind die Grundsätze des BMF-Schreibens vom 
28. Mai 2002 (BStBl. I S. 603) anzuwenden. 

2.  Erdienungszeitraum 

Nach den BMF-Schreiben vom 1. August 1996 (BStBl. I S. 1138) bzw. vom 7. März 1997 (BStBl. I S. 637) 
lehnen sich die Zeiträume, in denen sich der Gesellschafter-Geschäftsführer seine Ansprüche aus einer Zusage 
auf Leistungen der betrieblichen Altersversorgung erdienen muss, an die Unverfallbarkeitsfristen des BetrAVG 
in dessen damaliger Fassung an. Diese Fristen sind durch das Altersvermögensgesetz vom 26. Juni 2001 verkürzt 
worden. 

Die in den BMF-Schreiben vom 1. August 1996 (a. a. O.) bzw. vom 7. März 1997 (a. a. O.) genannten Fristen 
sind weiterhin zu beachten. Ein Unterschreiten ist als Indiz dafür anzusehen, dass die Zusage ihre Ursache im 
Gesellschaftsverhältnis hat. 

Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 
  


